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Migrantinnen und Migranten 

in Baden-Württemberg 

Handlungsansätze für eine kommunale Integrationspolitik

Christine Ehrhardt

Die Integration der im Land lebenden Migran-

ten ist eine Aufgabe, der sich die Kommunen 

und Landkreise Baden-Württembergs schon 

seit Langem stellen. Beispielsweise vollzog 

sich die Integration der (Spät-)Aussiedler über-

wiegend im ländlichen Raum. Derzeit erfährt 

die Integrationspolitik große politische und 

öffentliche Aufmerksamkeit (zum Beispiel 

Natio naler Integrationsplan der Bundesregie-

rung 2007, Integrationsplan des Landes Baden-

Württemberg 2008). Angesichts des hohen 

Migran tenanteils will in Baden-Württemberg 

eine wachsende Zahl von Kommunen die 

Lebens bedingungen und Lebenschancen der 

ortsansässigen Bevölkerung mit Migrations-

hintergrund weiter verbessern – für ein gutes 

und gleichberechtigtes Zusammenleben. Die-

ser Artikel beschreibt einzelne Lebensumstände 

von Migrantinnen und Migranten in Baden-

Württemberg anhand aktueller Mikrozensus-

Auswertungen und stellt Ansatzpunkte für eine 

erfolgreiche kommunale Integrationspolitik 

vor, die bereits im Land praktiziert werden. 

Warum kommunale Integrationspolitik?

Familien mit Migrationshintergrund leben vor 
allem in den alten Bundesländern und dort ins-
besondere im städtischen Raum, wobei Baden-
Württemberg unter den Flächenländern Deutsch-
lands den höchsten Migrantenanteil hat. Aber 
auch in kleineren Kommunen wächst der Mi-
grantenanteil – und damit auch die Bedeutung 
dieses Handlungsfelds. Die Kommunen sind 
die unmittelbarsten Lebenswelten der Men-
schen, die Orte an denen Integration „passiert“ 
– oder auch nicht. Angesichts von demogra-
fischem Wandel und Globalisierung mit Bevöl-
kerungsrückgang und Fachkräftemangel sind 
Migranten für Kommunen ein wichtiges Ent-
wicklungspotenzial – vorausgesetzt deren Inte-
gration gelingt.

Ist das nicht der Fall, dann wird die gleichbe-
rechtigte gesellschaftliche Teilhabe wesentlicher 
Bevölkerungsgruppen erschwert und der gesell-
schaftliche Zusammenhalt kann unter Spannung 
geraten. Defizite bei der Integration haben für 
die Kommunen außerdem auch monetäre Kon-
sequenzen. Die kommuna len Sozialaus gaben 

steigen zum Beispiel mit einem wachsenden 
Anteil von Jugendlichen ohne Berufsausbildung, 
denen der Einstieg ins Erwerbsleben nicht ge-
lingt. Darüber hinaus können sich De fizite bei 
der Integration negativ auf die Wahrnehmungen 
der Lebensqualität vor Ort und auf die Qualität 
des Zusammen lebens auswirken. Es lohnt sich 
also, sich als Kommune für eine erfolgreiche 
Integration der Bürger/-innen mit Migrations-
hintergrund einzusetzen.

Wer zählt zu den Menschen mit Migrations-

hintergrund?

Der Begriff „Menschen mit Migrationshinter-
grund“ wurde in den 90er-Jahren geprägt, um 
Migrationsfolgen unabhängig von der Staats-

Lebenslagen von Migrantinnen und 

Migranten im Mikrozensus

Als Datengrundlage zur Erfassung der 
Lebensumstände von Migrantinnen und 
Migranten in Baden-Württemberg wurde 
der Mikrozensus-Datensatz des Erhe-
bungsjahrs 2007 verwendet. Der Mikro-
zensus ist eine seit 1957 jährlich durch-
geführte Repräsentativerhebung der 
amtlichen Statistik mit den thematischen 
Schwerpunkten Bevölkerung und Arbeits-
markt. Er ist aufgrund seines großen 
Stichprobenumfangs und seiner hohen 
Ausschöpfungsquote als Datenquelle für 
differenzierte Analysen spezieller Bevöl-
kerungsgruppen besonders geeignet. 
Sein über die Jahre relativ konstant ge-
bliebenes und daher vergleichbares 
Frage programm ermöglicht neben Quer-
schnitts analysen über Zeitreihen und 
Trendanalysen auch die Erfassung von 
Prozessen gesellschaftlichen Wandels. 
Mit der Neuaufnahme des Merkmals 
„Migrationshintergrund“ zum Erhebungs-
jahr 2005 konnte der Mikrozensus sein 
Analysepotenzial zum Thema Migration 
und Integration nochmals deutlich stei-
gern und ist heute eine der wichtigsten 
Datenquellen für diesen Bereich.
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angehörigkeit wissenschaftlich analysieren zu 
können. Die Bezeichnung ist mittlerweile auch 
im alltäglichen Sprachgebrauch fest etabliert. 
Sie wird allerdings oft nicht im Sinn ihrer offi-
ziellen Definition durch die amtliche Statistik 
sondern lediglich als Ersatzbegriff für die Kate-
gorie Ausländer verwendet. Nach der Defini-
tion der amtlichen Statistik zählen zu den Per-
sonen mit Migrationshintergrund: „alle nach 
1949 auf das heutige Gebiet der Bundesrepu-
blik Deutschland Zugewanderten, sowie alle in 
Deutschland geborenen Ausländer und alle in 
Deutschland als Deutsche Geborenen mit zu-
mindest einem zugewanderten oder als Aus-
länder in Deutschland geborenen Elternteil“1. 
Damit umfasst die Gruppe der „Menschen mit 
Migrationshintergrund“:

1. Alle in Deutschland lebenden Ausländer,
also sowohl die Ausländer, die selbst zuge-
wandert sind, als auch die in Deutschland ge-
borenen Ausländer.

2. Alle Deutschen mit Migrationshintergrund,
das heißt folgende Personen mit deutscher 
Staatsangehörigkeit:

 Spätaussiedler und Eingebürgerte,

 Kinder von Spätaussiedlern und Eingebür-
gerten,

 Kinder ausländischer Eltern, die bei der Ge-
burt zusätzlich die deutsche Staatsbürger-
schaft erhalten haben („Ius Soli“-Regelung2),

 Kinder mit einseitigem Migrationshinter-
grund, bei denen nur ein Elternteil Migrant 
ist sowie

 eingebürgerte, nicht zugewanderte Ausländer.

Die Einführung des Auswertungskonzepts 
Migra tionshintergrund durch die amtliche Sta-
tistik bedeutet gegenüber dem bisher haupt-
sächlich verwendeten Merkmal Staatsange-
hörigkeit einen deutlichen Informationsgewinn. 
Denn die Gruppe der Ausländer allein ist zu eng 
gefasst, wenn zum Beispiel in der Familien-, 
Sozial-, Bildungs- und Arbeitsmarktpolitik spe-
zielle Förder- und Unterstützungsbedarfe auf-
grund von Migrationsfolgen beziffert werden 
sollen (siehe i-Punkt Seite 12).

Lebenslagen von Migrantinnen und Migranten 

in Baden-Württemberg

Grundsätzlich gilt nach wie vor: Migrantinnen 
und Migranten in Deutschland leben haupt-
sächlich in den industriellen Ballungszentren 

1 Statistisches Bundesamt 
(Hrsg.) (2007): Bevölke-
rung und Erwerbstätigkeit 
– Bevölkerung mit Migra-
tionshintergrund. Ergeb-
nisse des Mikrozensus 
2005. Fachserie 1, 
Reihe 2.2, S. 6.

2 Die „Ius Soli“-Regelung 
ist ein Rechtsprinzip, nach 
dem ein Staat seine Staats-
bürgerschaft allen Kindern 
verleiht, die auf seinem 
Staatsgebiet geboren 
werden. Mit der Reform 
des deutschen Staatsan-
gehörigkeitsrechts 2000 
wurde für Kinder auslän-
discher Eltern unter be-
stimmten Voraussetzun-
gen die Möglichkeit einer 
bis zur Volljährigkeit be-
stehenden doppelten 
Staatsbürgerschaft eröff-
net. Bis zum 23. Lebens-
jahr muss dann die Ent-
scheidung für eine Staats-
bürgerschaft getroffen 
werden (vgl. Statistisches 
Landesamt Baden-Würt-
temberg (2008): Lebens-
situation von Menschen 
mit Migrationshintergrund 
in Baden-Württemberg. 
Ergebnisse des Mikrozen-
sus. S. 5).

3 Soweit im Rahmen der 
Mikrozensus-Befragung 
von 2007 Angaben zur 
derzeitigen bzw. früheren 
Staatsangehörigkeit ge-
macht wurden.
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*) Anteil der Bevölkerung mit Migrationshintergrund an der Bevölkerung insgesamt.
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Westdeutschlands. Im Bundesländervergleich 
auf der Grundlage von Mikrozensus-Daten 
verzeichneten 2007 die westdeutschen Stadt-
staaten Hamburg und Bremen mit jeweils 26 % 
den höchsten Migrantenanteil. Bei den Flächen-
ländern führen Baden-Württemberg und Hes-
sen mit Anteilen von 25 und 24 %, gefolgt von 
Nordrhein-Westfalen mit 23 %. Die Spitzen-
gruppe liegt damit deutlich über dem Bundes-
durchschnitt von 19 %, wobei zu berücksichtigen 
ist, dass die ostdeutschen Bundesländer im 
Schnitt über einen Migrantenanteil von nur 5 % 
verfügen. 

Die Struktur der baden-württembergischen Be-
völkerung mit Migrationshintergrund ist rela-
tiv heterogen. Die stärksten Gruppen bildeten 
2007 mit einem Anteil von 23 % die Menschen 
türkischer Herkunft, gefolgt von Migranten aus 
den Nachfolgestaaten Jugoslawiens mit 14 % 
und aus Italien mit 12 %.3

Wie Schaubild 1 zur Verteilung der Bevölkerung 
mit Migrationshintergrund auf die verschiede-
nen Gemeindegrößenklassen zunächst zeigt, 
steigt der Migrantenanteil mit der Gemeinde-
größe. Zugleich ist für die Ansiedlung von Mi-
granten in Baden-Württemberg aber auch ein 
dezentrales Verteilungsmuster kennzeichnend, 
das die mittelständisch geprägte Wirtschafts-
struktur des Landes widerspiegelt: 2007 lebten 
rund 23 % der Migranten in Klein- und Mittel-
städten bis 100 000 Einwohner. Auch für länd-
lich geprägte Klein- und Mittelstädte ist es also 
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wichtig, Strategien und Maßnahmen im Bereich 
kommunale Integrationspolitik zu ent wickeln. 
Dies insbesondere wenn man darüber hinaus 
bedenkt, dass die Migranten 2007 bei der für 
den Bildungsverlauf und für die zukünf tige Ent-
wicklung des Erwerbspersonen poten zials ent-
scheidenden Altersgruppe der unter 25-Jäh-
rigen einen Anteil von 34 % stellten.

Außerdem ist die Erwerbslosenquote bei den 
in Baden-Württemberg lebenden Migranten laut 
Mikrozensus 2007 mit rund 9 % mehr als dop-
pelt so hoch wie bei der Bevölkerung ohne Mi-
grationshintergrund mit einem Anteil von rund 
4 %. Dass bei der Bildungsintegration weiter-
hin erheblicher Nachholbedarf besteht, zeigt 
Schaubild 2 zum schulischen und beruflichen 
Bildungsniveau. Nach wie vor bleibt bei den 
Migranten ein deutlich höherer Prozentsatz ohne 
allgemeinbildenden Schulabschluss als in der 
Bevölkerung ohne Migrationshintergrund. Die-
ser Eindruck verstärkt sich noch, wenn man zu-
sätzlich berücksichtigt, dass 2007 etwa 32 % der 
Migranten im Alter von 25 bis unter 35 Jah ren 
über keinen beruflichen Abschluss verfügten.

Handlungsansätze für eine gelingende 

Integration auf kommunaler Ebene

Im Rahmen des Internetportals „Familienfreund-
liche Kommune“ (i-Punkt Seite 15) wird unter 
der Rubrik „Migration und Integration“ anhand 
von Praxisbeispielen dokumentiert, welche 
Handlungsansätze Kommunen in Baden-Würt-
temberg in diesem Bereich bereits verfolgen. 
Grundsätzlich spielt Bildung eine Schlüssel-
rolle für eine gelingende Integration. Deshalb 
gilt es insbesondere auf kommunaler Ebene, 
Eltern mit Migrationshintergrund aktiv für das 
Ziel „gute Bildungserfolge für die eigenen Kin-
der“ zu gewinnen. Dazu gehört beispielsweise, 
deren Kinder möglichst ab dem Vorschulalter 
über die Kindertageseinrichtungen gezielt und 
möglichst gut zu fördern und diese Förderung 
auch im Schulalter weiter aufrechtzuerhalten. 
Durch den Aufbau lokaler Kooperationsstruk-
turen kann die Vielfalt der bereits bestehenden 
Angebote besser miteinander verzahnt und 
auf die Zielgruppen abgestimmt werden. Gute 
Erfahrungen haben viele Kommunen außer-
dem zum Beispiel mit der Zusammenarbeit 
zwischen Kindertageseinrichtungen, Familien-
bildungsanbietern und Grundschule sowie 
zwischen Hauptschule, Jugendhilfe und Aus-
bildungsbetrieben gemacht. Ein weiterer zu-
kunftsweisender Ansatz für die kommunale 
Praxis sind berufsbegleitende Qualifizierungs-
angebote für Geringqualifizierte mit Migrati-
onshintergrund – eine Personengruppe, die in 
Zukunft bei steigenden Qualifikationsanforde-
rungen des Arbeitsmarktes wachsenden Be-
schäftigungsrisiken ausgesetzt sein wird.

Neben Strategien und Maßnahmen zur Ver-
besserung der Bildungsintegration ist es wich-
tig, vor Ort – vor allem in Quartieren mit hohem 
Migrantenanteil – Gelegenheiten für interkul-
turelle und interreligiöse Begegnungen zu 
schaffen, um ein gutes Zusammenleben der 
verschiedenen Bevölkerungsgruppen zu för-
dern. Eine vorausschauende Planung für den 
Stadt-/Ortsteil wertet sozial benachteiligte Wohn-
gebiete auf und versucht über an die örtlichen 
Gegebenheiten angepasste Maßnahmen, eine 
möglichst ausgewogene soziale und ethnische 
Mischung zu fördern. Ein weiterer bewährter 
Baustein einer nachhaltigen kommunalen Inte-
grationspolitik ist es, bürgerschaftliches Enga-
gement – zum Beispiel in Form von Patenschaf-
ten für den Übergang von der Schule in den 
Beruf – gezielt zu stärken. Dabei bietet es sich 
an, auch örtliche Vereine und Migrantenver-
bände mit einzubeziehen. Schließlich kann auch 
die Kommune als Arbeitgeber Zeichen für eine 
gelingende Integration setzen, indem sie zum 
Beispiel auf allen Qualifikationsebenen (mehr) 
Personal mit Migrationshintergrund einsetzt 

Schulisches und berufliches Bildungsniveau
der 25- bis unter 35-jährigen Baden-Württemberger
mit und ohne Migrationshintergrund 2007

S2
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und ihre Dienstleistungen durch den Abbau von 
Barrieren für die Bevölkerung mit und ohne 
Migrationshintergrund gleichermaßen öffnet.

Zentraler Erfolgsfaktor für kommunale Integra-
tionspolitik ist zunächst, dass das Thema von 
den wichtigsten kommunalen Entscheidungs-
trägern mit persönlichem Engagement voran-
getrieben wird. Grundvoraussetzung für den 
Erfolg integrativer Maßnahmen sind gegen-
seitiger Respekt und gegenseitiges Vertrauen, 
das erst aufgebaut werden muss. Engagierte 
Migranten und deren Verbände können dabei 
als Türöffner und Multiplikatoren viel bewegen. 
Außerdem ist es wichtig, Integration als Quer-
schnittsaufgabe zu verstehen und für eine kon-
sequente Zusammenarbeit und Vernetzung aller 
relevanten Akteure zu sorgen. Von entschei-
dender Bedeutung ist in jedem Fall, dass eine 
niedrigschwellige Ansprache und eine aktive 
Beteiligung der Bürger/-innen mit Migrations-
hintergrund und ihrer Repräsentanten auf 
Augen höhe gelingt. „Mit den Migranten und 
nicht für die Migranten handeln“ kann dabei 
eine hilfreiche Devise sein. Schließlich hat es 
sich bewährt, alle Maßnahmen zur Verbesse-
rung von Integration und Zusammenleben im 
Sinn eines kontinuierlichen Entwicklungspro-
zesses strategisch zu planen und durchzuführen: 
von der Zieldefinition über die Umsetzung von 
Maßnahmen hin zur regelmäßigen Reflektion 
und Erfolgskontrolle.

Kommunale Integrationspolitik im 

Portal Familienfreundliche Kommune

Das Internetportal „Familienfreundliche 
Kommune“ besteht seit 2004 und wird 
von der FamilienForschung Baden-Würt-
temberg im Statistischen Landesamt im 
Auftrag des Ministeriums für Arbeit und 
Soziales herausgegeben. Das Portal ist 
Baustein der Landesinitiative „Kinderland 
Baden-Württemberg“ und unterstützt 
Kommunen, Kreise und Regionen im 
Land, die ihre Familienfreundlichkeit wei-
ter entwickeln wollen. Das Portal bündelt 

– aktuelle Fakten und Argumente,
– Arbeitshilfen,
– Informationsmaterial,
– Veranstaltungshinweise und
– Ansprechpartner 

zu 6 zentralen Handlungsfeldern kommu-
naler Familienpolitik, so zum Beispiel 
zum Thema „Migration und Integration“. 
Es bietet eine Datenbank mit derzeit über 
150 nachahmenswerten Praxisbeispielen 
aus den Kommunen Baden-Württembergs 
und darüber hinaus. Das Portal ist für die 
Kommunen im Land eine wichtige Infor-
mationsquelle und zugleich Plattform zur 
Darstellung der eigenen Aktivitäten: Nahe-
zu alle Kommunen haben den Newsletter 
zum Portal abonniert.

Weitere Informationen:
www.familienfreundliche-kommune.de

Weitere Auskünfte erteilt
Christine Ehrhardt, Telefon 0711/641-26 68,
Christine.Ehrhardt@stala.bwl.de

kurz notiert ...

Bevölkerung nach Migrationsstatus 

regional 2007

Der anhaltende Zuzug von Migranten nach 
Deutschland und die damit verbundenen Aus-
wirkungen auf die Gesellschaft stoßen in Poli-
tik und Gesellschaft auf ein hohes Interesse. Die 
Zuwanderungsfrage gewinnt vor dem Hinter-
grund der zu erwartenden demografischen Ent-
wicklung mit deutlichen Bevölkerungsrückgän-
gen bis 2050 weiter an Bedeutung, denn ohne 
Zuwanderung würde die Bevölkerungszahl noch 
stärker schrumpfen. Unmittelbar damit verbun-
den ist das Ziel einer erfolgreichen Integration 
der Personen mit Migrationshintergrund in das 
gesellschaftliche Umfeld. Es verwundert daher 

nicht, dass die Nachfrage nach Informationen 
über diese Bevölkerungsgruppe in den letzten 
Jahren stetig zunimmt. 

Mit der im September 2009 erschienenen Ge-
meinschaftsveröffentlichung der Statistischen 
Ämter des Bundes und der Länder zur „Bevöl-
kerung nach Migrationsstatus“ wird dem wach-
s en den Bedarf an tiefer regionalisierten Daten zu 
diesem Thema Rechnung getragen. Die Publika-
tion basiert auf Ergebnissen des Mikrozensus. 

Die Veröffentlichung kann kostenlos herunter-
geladen werden unter www.statistik-bw.de 
(Veröffentlichungen; Gemeinschaftsveröffent-
lichungen).

Bevölkerung
nach Migrationsstatus regional


